
 

 

 

Weisung 201907012 vom 22.07.2019 –  
Leitfaden zur frühzeitigen Arbeitsuchendmeldung  
(§ 38 Abs. 1 SGB III) und Durchführung von 
Berufsberatung (§ 38 Abs. 2 SGB III) 

Laufende Nummer:  201907012  

Geschäftszeichen:  AM – 5406 / 5400.1 / 1473 / 5002 / 5014.4 / 5390.1 / 5404.22 / 
6801.4 / 6901.4 / 75159 / 75138 

Gültig ab:  22.07.2019 
Gültig bis:  unbegrenzt 

SGB II:  nicht betroffen  
SGB III:  Weisung  
Familienkasse:  nicht betroffen 

Bezug:  
• Information 201812042 vom 28.12.2018 – Stärkung der Berufs- und 

Arbeitsmarktberatung der BA durch das Qualifizierungschancengesetz (§14 Absatz 2 
SGB II, § 29 Absatz 1 SGB III, §34 Absatz 1 SGB III, §38 Absatz 2 SGB III) 

• Weisung 201601014 – Weiterentwicklung des Vermittlungsprozesses (WeVerP) 
SGB III 

Aufhebung von Regelungen:  
• HEGA 11/13 - 01 - Leitfaden zur frühzeitigen Arbeitsuchendmeldung (§ 38 Abs. 1 

SGB III)   

 
Der Gesetzgeber hat mit dem Qualifizierungschancengesetz den § 38 SGB III um die 
Durchführung von Berufsberatung nach der Arbeitsuchendmeldung ergänzt (§ 38 Abs. 
2 (eingeschoben) SGB III). Der bisherige Leitfaden zur frühzeitigen 
Arbeitsuchendmeldung nach § 38 Abs. 1 SGB III wurde überarbeitet. Erläuterungen 
zum neuen Absatz 2 wurden ergänzt. Darüber hinaus wird die bisherige PKZ 3 als 
Analysekennzahl für die lokale operative Steuerung eines frühestmöglichen 
Kundenzugangs durch die Terminvorlaufzeit (TVZ) abgelöst und steht ab sofort als 
BISS-Abfrage zur Verfügung. 



 

 

 

1. Ausgangssituation 
Der Leitfaden zur frühzeitigen Arbeitsuchendmeldung nach § 38 Abs. 1 SGB III wurde 
letztmals 2013 überarbeitet. Rückmeldungen aus den Agenturen für Arbeit, Erkenntnisse des 
BRH, der Internen Revision, des IAB sowie die geänderten und sich verändernden 
Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt sind in die Überarbeitung eingeflossen. 

Der Gesetzgeber hat zum 01.01.2019 mit dem „Gesetz zur Stärkung der Chancen für 
Qualifizierung und mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung“ 
(Qualifizierungschancengesetz) § 38 SGB III um einen neuen Absatz 2 ergänzt. Danach hat 
die Agentur für Arbeit unverzüglich nach der Meldung nach § 38 Abs. 1 SGB III auch 
Berufsberatung durchzuführen. 

Die Analysekennzahl „PKZ 3“ hat bisher die Zahl der Arbeitstage zwischen Terminvergabe 
und dem vereinbarten Gesprächstermin abgebildet. 

2. Auftrag und Ziel 
Die Weisung regelt mit dem Leitfaden das Verfahren und die Rechtsanwendung zu § 38 Abs. 
1 und 2 SGB III. 

Die Anstrengungen sind darauf auszurichten, alle Kundinnen und Kunden frühzeitig in den 
Integrationsprozess einzubinden und diesen effektiv zu gestalten. Dabei legt das 
Erstgespräch beim Sofortzugang mit Lotsenfunktion bzw. der Vermittlungsfachkraft den 
Grundstein für den weiteren Integrationsprozess. 

Für eine verbesserte ziel- und kundenorientierte Steuerung vor Ort wurde als neue Kennzahl 
die Terminverlaufszeit (TVZ) entwickelt und als BISS-Abfrage programmiert. Die 
Auswertungsmöglichkeit (TVZ) umfasst die Zahl der Arbeitstage zwischen Anmeldung zur 
Arbeitsvermittlung und Beratungsgespräch (Richtwert: maximal 10 Arbeitstage). Die TVZ 
wird in FIS abgebildet. Sie löst die bisherige PKZ 3 ab. 

Der Leitfaden beschreibt darüber hinaus die wesentlichen Aspekte und Inhalte von 
Berufsberatung im Sinne des Qualifizierungschancengesetzes. 

Die aktualisierten Arbeitsmittel des Kundenportals (Aufgabensteckbief EZ 1.001, 1.003; 
GLF/AH EZ 1.001, 1.003, 1.005; GLF SC 3.001a, 3.001b, 3.003, 3.005; EMB-Arbeitshilfe SC 
Terminabsage/Terminverschiebung( PDF, Stand 22.07.2019)) sind im BA-Intranet mit dem 
Stand 22.07.2019 veröffentlicht. 
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1. Vorbemerkung 


Der Leitfaden zu § 38 Abs. 1 SGB III wurde letztmals 2013 überarbeitet und 
veröffentlicht. Seither haben sich die Bedingungen am Arbeitsmarkt stark 
verändert. Der Fachkräftebedarf ist bei gleichzeitig niedriger Arbeitslosig-
keit zunehmend schwerer zu decken. Dadurch rückt die zielgerichtete Nut-
zung des Zeitraums vor dem Eintritt von Arbeitslosigkeit (Aktionszeit oder 
JtJ-Phase) in den Fokus. Ziel ist eine schnellstmögliche und zugleich pass-
genaue und nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt.  Arbeits- und Fach-
kräftepotenziale sollen nicht ungenutzt bleiben und Arbeitslosigkeit sowie 
Stellenvakanzen vermieden werden.  
 
Der Gesetzgeber hat mit dem „Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qua-
lifizierung und mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung“ (Qualifizie-
rungschancengesetz) § 38 SGB III um einen neuen Absatz 2 ergänzt. Da-
mit wird sichergestellt, dass Beschäftigte, die von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind, mit der Arbeitsuchendmeldung regelhaft in die Berufsberatung einge-
bunden werden. 


2. Gesetzestext § 38 Abs. 1 und 2 SGB III 


(1) Personen, deren Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis endet, sind ver-
pflichtet, sich spätestens 3 Monate vor dessen Beendigung persönlich 
bei der Agentur für Arbeit arbeitsuchend zu melden. Liegen zwischen 
der Kenntnis des Beendigungszeitpunkts und der Beendigung des Aus-
bildungs- oder Arbeitsverhältnisses weniger als drei Monate, haben sie 
sich innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunk-
tes zu melden. Zur Wahrung der Frist nach den Sätzen 1 und 2 reicht 
eine Anzeige unter Angabe der persönlichen Daten und des Beendi-
gungszeitpunktes aus, wenn die persönliche Meldung nach terminlicher 
Vereinbarung nachgeholt wird. Die Pflicht zur Meldung besteht unab-
hängig davon, ob der Fortbestand des Ausbildungs- oder Arbeitsver-
hältnisses gerichtlich geltend gemacht oder vom Arbeitgeber in Aussicht 
gestellt wird. Die Pflicht zur Meldung gilt nicht bei einem betrieblichen 
Ausbildungsverhältnis. Im Übrigen gelten für Ausbildung- und Arbeitsu-
chende die Meldepflichten im Leistungsverfahren nach den §§ 309 und 
310 entsprechend. 


(2) Die Agentur für Arbeit hat unverzüglich nach der Meldung nach Ab-
satz 1 auch Berufsberatung durchzuführen. 


3. Intention des § 38 Abs. 1 und 2 SGB III 


3.1 Frühzeitige Arbeitsuchendmeldung nach § 38 Abs. 1 SGB III 


Der Gesetzgeber verfolgt mit § 38 Abs. SGB III das Ziel, Arbeitslosigkeit 
und die Inanspruchnahme von Entgeltersatzleistungen zu vermeiden bzw. 
die Dauer von Arbeitslosigkeit zu verkürzen.  
Die Aufnahme einer neuen Beschäftigung ist aus einer bestehenden Be-
schäftigung heraus leichter möglich, als aus der Arbeitslosigkeit. Je länger 
diese andauert, umso schwieriger ist die Integration in Arbeit. Aus diesem 
Grund soll bereits die Zeit vor dem Eintritt der Arbeitslosigkeit für die aktive 
Arbeitsuche genutzt werden.  
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3.2 Berufsberatung nach § 38 Abs. 2 SGB III 


Die Berufsberatung im Sinne von § 38 Abs. 2 SGB III ist eine wichtige 
Grundlage für eine nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt.  
Der Arbeitsmarkt ist aufgrund fortschreitender Digitalisierung und Automa-
tisierung sowie der demografischen Entwicklung in einem ständigen Wan-
del. Intention des Gesetzgebers ist es, Arbeitsuchende über mögliche Kon-
sequenzen hierzu zu informieren. Dies beinhaltet Auswirkungen auf die in-
dividuelle Beschäftigungsfähigkeit inklusive beruflicher Entwicklungschan-
cen und Weiterbildung. 
Der neue Absatz 2 des § 38 SGB III steht im Kontext zu § 29 SGB III („Be-
ratungsangebot“). Art und Umfang des Beratungsangebots richten sich 
nach dem Beratungsbedarf der Kundinnen und Kunden. Eine unverzügliche 
Berufsberatung ist dann erforderlich, wenn Bedarf daran besteht. 


4. Job-to-Job-Prozesse in der Arbeitsvermitt-
lung  


4.1 Schnellstmöglicher Zugang zur Vermittlungsfachkraft 


Um das Ziel von § 38 Abs. 1 und 2 SGB III zu erreichen, sind alle Prozesse 
darauf auszurichten, einen schnellstmöglichen Zugang zur Vermittlungs-
fachkraft sicherzustellen.  
 
Auf die Möglichkeit, eine andere Agentur für Arbeit nach § 327 Abs. 2 SGB 
III für zuständig zu erklären (z.B. bei besserer Erreichbarkeit), wird hinge-
wiesen. Die Regelung des § 327 SGB III gilt analog für Arbeitsuchende.   


a) Sofortzugang mit Lotsenfunktion oder schnellstmögliches 
terminiertes Erstgespräch 


Die Kundensteuerung bei einer persönlichen Arbeitsuchendmeldung erfolgt 
über den Sofortzugang mit Lotsenfunktion (Weisung 201601014 – Weiter-
entwicklung des Vermittlungsprozesses (WeVerP) SGB III). Damit ist si-
chergestellt, dass unmittelbar nach der Arbeitsuchendmeldung ein erstes 
Gespräch zwischen Kundin oder Kunden und Vermittlungsfachkraft stattfin-
det. So wird Transparenz über die weiteren Schritte hergestellt.  
 
Ist eine Kundensteuerung über den Sofortzugang nicht möglich, ist ein 
schnellstmöglicher terminierter Zugang zur Vermittlungsfachkraft sicherzu-
stellen. Dies erfolgt unter Einbeziehung des Kundenportals. 
 
Einladungen zu Erstgesprächen erfolgen über das Kundenportal in Abspra-
che mit der Kundin oder dem Kunden. Das Erstgespräch soll im Sinne der 
gesetzlichen Vorgabe „unverzüglich“ innerhalb von 10 Arbeitstagen (Richt-
wert) nach der Arbeitsuchendmeldung bzw. Anzeige zur Fristwahrung statt-
finden.  
 
Für den zeitnahen terminierten Zugang ist eine ausreichende Freischaltung 
der Kalender der Vermittlungsfachkräfte in ATV zu gewährleisten, welche 
z. B. die regionalen Besonderheiten, Servicezeiten und Kundenbedarfe be-
rücksichtigt.  



https://www.baintranet.de/011/004/001/001/Seiten/Weisung-2016-01-VA-WeVerP.aspx

https://www.baintranet.de/011/004/001/001/Seiten/Weisung-2016-01-VA-WeVerP.aspx
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b) Unverzügliche Berufsberatung 


Der Bedarf an Berufsberatung wird mit der Kundin oder dem Kunden im 
Sofortzugang bzw. terminierten Erstgespräch geklärt. Ist Bedarf vorhanden, 
erfolgt die Berufsberatung nach § 38 Abs. 2 SGB III in der Regel unverzüg-
lich im Rahmen des Sofortzugangs bzw. terminierten Erstgesprächs. Sie 
wird von den „arbeitnehmerorientierten Arbeitsvermittlerinnen und -vermitt-
lern mit Beratungsaufgaben“ unter Berücksichtigung der Beratungskonzep-
tion (BeKo) der Bundesagentur für Arbeit durchgeführt. Ergibt sich im Erst-
gespräch ein erweiterter beruflicher Orientierungs- und Beratungsbedarf, 
der nicht abschließend geklärt werden kann, ist ein zeitnahes Folgege-
spräch zu vereinbaren. Dieses kann – sofern regional vorhanden – auch 
durch Spezialistinnen und Spezialisten der Agenturen für Arbeit (z. B. Wei-
terbildungsberaterinnen und -berater) durchgeführt werden. 
 
Die Prüfung des Bedarfs an Berufsberatung bzw. die Beratungsinhalte sind 
in einem Beratungsvermerk in VerBIS zu dokumentieren. 


c) Umsetzung und Nachhaltung 


Zur Umsetzung, Steuerung und Nachhaltung des schnellstmöglichen Zu-
gangs zur Vermittlungsfachkraft findet die Terminvorlaufzeit (TVZ) Verwen-
dung. Diese steht den Agenturen für Arbeit über BISS-Abfragen zur Verfü-
gung. Darüber hinaus werden weitere Auswertungen bereitgestellt.  
 
Anhand der Auswertung lässt sich u.a. der folgende Sachverhalt ablesen: 


 Durchschnittliche Dauer zwischen Anmeldung zur Arbeitsvermitt-
lung bis zum Erstgespräch in Arbeitstagen. 


 Kunden ohne Terminierung 


 Kunden mit Terminierungsdauer über dem Richtwert (max. 10 Ar-
beitstage). 


 


d) Folgegespräche 


Je nach Dauer der verbleibenden Aktionszeit und individueller Notwendig-
keit sollen bereits in der Aktionszeit Folgegespräche durchgeführt werden. 
Dies ist in den dezentralen Kundenkontaktdichtekonzepten zu berücksich-
tigen. 
 
Termine für Folgegespräche können direkt über die Vermittlungsfachkraft 
vergeben werden. Die Terminvergabe soll in Absprache mit der Kundin o-
der dem Kunden erfolgen, um die Zahl der Terminausfälle zu minimieren. 
In Fällen der Terminabsage der Kunden im Kundenportal, sollen Folgege-
spräche direkt durch das Kundenportal terminiert werden. 


4.2 Anwendung des Integrationskonzepts der BA (4-Phasen-
modell) 


Das Integrationskonzept der BA (4-Phasenmodell) findet für den Personen-
kreis nach § 38 Abs. 1 SGB III (Job-to-Job-Kundinnen oder -Kunden) un-
eingeschränkte Anwendung.  
 
Je nach festgelegter/ festgelegten Handlungsstrategie/ n sind umgehend 
und während der ganzen Aktionszeit entsprechende Aktivitäten durchzu-
führen. Dazu gehört beispielsweise die Aktivierung eines Suchassistenten 



https://www.baintranet.de/002/001/004/Seiten/Beratungskonzeption.aspx

https://www.baintranet.de/002/001/004/Seiten/Beratungskonzeption.aspx
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und die Erstellung von Vermittlungsvorschlägen bei der Handlungsstrategie 
„Vermittlung“ oder die Einleitung erforderlicher Schritte bei der Handlungs-
strategie „Berufsabschluss erwerben“. 
Die individuelle Integrationsplanung soll mit Blick auf die Zielerreichung be-
reits während der Aktionszeit realistisch und stringent erfolgen. Der Integ-
rationsplan (dokumentiert in VerBIS) bildet die Inhalte und den Zeitplan des 
weiteren Vorgehens ab. 
 
 


5. Verfahren und Rechtsanwendung (Frühzei-
tige Arbeitsuchendmeldung nach 
§ 38 Abs. 1 SGB III) 


5.1 Meldepflicht - Personenkreise 


Der Meldepflicht nach § 38 Abs. 1 SGB III unterliegen alle Personen, deren 
Arbeits- oder außerbetriebliches Ausbildungsverhältnis endet, unabhängig 
davon, ob Versicherungspflicht vorgelegen hat oder nicht. Eine aktuelle 
Übersicht über die meldepflichtigen Personenkreise findet sich in der FAQ 
Kundenportal in dem Beitrag §38 SGB III – Meldepflichtiger Personenkreis.  


 
Kundinnen oder Kunden, die sich in einer Transfergesellschaft befinden, 
Transfer-Kurzarbeitergeld beziehen und sich unter Angabe des Endes der 
Teilnahme in der Transfergesellschaft arbeitsuchend gemeldet haben, sind 
vollumfänglich in das Verfahren gemäß diesem Leitfaden einzubeziehen. 
 
Kundinnen oder Kunden in Beschäftigung mit ergänzendem Arbeitslosen-
geld II-Bezug (Ergänzerinnen oder Ergänzer) unterliegen bei Beendigung 
des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses ebenfalls der Meldepflicht nach 
§ 38 Abs. 1 SGB III. Die Integrationsverantwortung sowie die Erbringung 
von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit verbleibt bis zu Beginn des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld beim Jobcenter. Für eine effektive Betreuung 
dieses Kundenkreises stimmen sich die Agenturen für Arbeit vor Ort mit den 
jeweiligen Jobcentern ab.  


5.2 Beendigung von Arbeits- oder Ausbildungsverhältnissen 


Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisse können durch Kündigung der Arbeit-
nehmerin bzw. des Arbeitnehmers oder des Arbeitgebers oder im gegen-
seitigen Einvernehmen beendet werden. Maßgebend ist nach § 623 BGB 
bzw. § 22 BBiG die schriftliche Kündigung oder der schriftliche Aufhebungs-
vertrag.  
 
Befristete Arbeitsverträge enden kalendermäßig mit Ablauf der vereinbar-
ten Zeit.  


5.3 Pflicht zur Arbeitsuchendmeldung  


Die Meldepflicht tritt jeweils bezogen auf die konkrete Beendigung eines 
bestimmten Arbeits-/ Ausbildungsverhältnisses ein. 
 
Ein Anschlussarbeits-/ Ausbildungsverhältnis, der Übergang in ein neues 
Arbeits-/ Ausbildungsverhältnis oder die Fortführung von befristeten oder 
bereits gekündigten Arbeitsverhältnissen (d. h. entweder durch einen neuen 



http://www.baintern.de/nn_697644/Navigation/Geschaeftspolitik/Kundenzentrum/ServiceCenter-SGB3/FAQ-Kundenportal/Index.html

http://www.baintern.de/nn_697644/Navigation/Geschaeftspolitik/Kundenzentrum/ServiceCenter-SGB3/FAQ-Kundenportal/Index.html

http://www.baintern.de/nn_697644/WDB/SC/02/01/38-SGBIII-Meldepflichtiger-Personenkreis,search=true.html
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befristeten Arbeitsvertrag oder eine Verlängerung des alten Arbeitsverhält-
nisses) befreien die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer grundsätzlich 
nicht von ihrer/ seiner Verpflichtung nach § 38 Abs. 1 SGB III.  
 
Dabei ist die Meldepflicht bezogen auf die Beendigung des ursprünglichen 
Arbeitsverhältnisses und im Zusammenhang mit der Vereinbarung über die 
Fortführung des Arbeitsverhältnisses zu beurteilen. 
 
Bei einem nahtlosen Übergang von einem Ausbildungs-/ Arbeitsverhältnis 
in ein neues Ausbildungs-/ Arbeitsverhältnis (bei dem bisherigen oder ei-
nem neuen Arbeitgeber) besteht keine Meldepflicht, wenn dieses bis zum 
letzten möglichen Tag der Meldung nach § 38 Abs. 1 SGB III rechtswirksam 
vereinbart wurde. 
 
Die Meldepflicht ist stets bezogen auf die Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses zu beurteilen, auch wenn das Beschäftigungsverhältnis vor dem Ar-
beitsverhältnis endet. 
 
Endet das Beschäftigungsverhältnis vor dem Arbeitsverhältnis (z.B. bei 
Verzicht des Arbeitgebers auf die Weisungsbefugnis oder Arbeitsleistung, 
wenn das Arbeitsverhältnis fortbesteht) und wird das Arbeitsverhältnis wäh-
rend des Arbeitslosengeldbezuges gekündigt oder einvernehmlich been-
det, tritt keine Meldepflicht ein. Dieser Sachverhalt wird nicht von § 38 Abs. 
1 SGB III erfasst, weil der Arbeitslose bereits wegen des Arbeitslosengeld-
bezuges (Alg) in die Integrationsbemühungen der Agentur für Arbeit einbe-
zogen ist. 
 
Hat sich eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer persönlich arbeitsu-
chend gemeldet, weil die Beendigung des Arbeitsverhältnisses bereits kon-
kret angekündigt wurde, ist wegen der tatsächlichen Beendigung eine er-
neute Meldung nach § 38 Abs. 1 SGB III nicht erforderlich, weil mit der vor-
herigen persönlichen Meldung bereits der Zweck des § 38 Abs. 1 SGB III 
erreicht worden ist.  
 
Hat sich eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer persönlich arbeitsu-
chend gemeldet, ohne dass eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses be-
kannt ist, unterliegt die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses der persönlichen Meldepflicht nach § 38 Abs. 
1 SGB III, da die bisherige Integrationsstrategie noch nicht auf die drohende 
Arbeitslosigkeit ausgerichtet werden konnte. Aufgrund der dann drohenden 
Arbeitslosigkeit ist das Bewerberangebot bzw. die Integrationsstrategie un-
ter Berücksichtigung aller zumutbaren Beschäftigungen zu aktualisieren. 
 
Arbeitgeber sollen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf die Pflicht zur 
frühzeitigen Arbeitsuche hinweisen (§ 2 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 SGB III). Über den 
Arbeitgeberservice sollen Arbeitgeber – insbesondere bei bevorstehenden 
Entlassungen – darauf hingewiesen werden. Stehen Entlassungen in grö-
ßerem Umfang an, kann es sinnvoll sein, die Arbeitsuchendmeldungen vor 
Ort im Betrieb entgegenzunehmen.  


5.4  Fristen und Fristberechnung 


Als Tag der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zur Fristberechnung gilt 


 im Falle befristeter Beschäftigungen der Tag des Vertragsabschlusses 


 im Falle eines Aufhebungsvertrages der Tag seines Abschlusses 
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 bei einem zweckgebundenen Vertrag der Tag der Unterrichtung durch 
den Arbeitgeber über die voraussichtliche Zweckerreichung. 


Bei einer Kündigung durch den Arbeitnehmer oder durch den Arbeitgeber 
ist von einer Zugangsfiktion von drei Tagen analog der Regelung des § 37 
Abs. 2 SGB X auszugehen. 


a) 3-Monats-Frist (§ 38 Abs. 1 Satz 1 SGB III) 


Die Berechnung der 3-Monats-Frist (§ 38 Abs. 1 Satz 1 SGB III) richtet sich 
nach § 26 SGB X in Anlehnung an §§ 187 Abs. 2 Satz 1, 188 Abs. 2 und 3 
BGB. 
 
Die Meldung muss spätestens an dem Tag erfolgen, der dem letzten Tag 
des Arbeitsverhältnisses vor 3 Monaten entspricht. 
Die Frist darf dabei 3 Monate nicht überschreiten und die Handlungsfrist 
darf somit für die Kunden nicht unzulässig verkürzt werden. 
Fehlt dem maßgebenden Monat der Tag, der dem letzten Tag des Arbeits-
verhältnisses entspricht, so läuft die Frist an dessen letzten Tag ab. 
Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, Sonntag oder einen ge-
setzlichen Feiertag, so endet die Frist erst am darauffolgenden Werktag. 
  
Ist eine persönliche Arbeitsuchendmeldung oder eine Anzeige (telefonisch, 
schriftlich, online) nach § 38 Abs. 1 SGB III wegen objektiver Gründe nicht 
rechtzeitig möglich, so muss diese spätestens am ersten Tag (mit Dienst-
bereitschaft der Agentur für Arbeit) nach Wegfall des Hinderungsgrundes 
erfolgen. Hinderungsgründe liegen z. B. bei Erkrankung der Arbeitnehmerin 
bzw. des Arbeitnehmers oder bei urlaubs- bzw. arbeitsbedingten Auslands-
aufenthalten vor. Das Vorliegen des Hinderungsgrundes ist durch entspre-
chende Unterlagen zu belegen.  


b) 3-Tages-Frist 


Liegen zwischen Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses weniger als drei Monate, hat die Meldung 
innerhalb von drei Tagen nach der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes 
zu erfolgen (§ 38 Abs. 1 Satz 2). 
 
Die 3-Tages-Frist beginnt am Tag nach der Kenntnis des Beendigungszeit-
punktes. Tage mit fehlender Dienstbereitschaft der Agentur sowie Tage, an 
denen die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer aus objektiven Gründen 
(z. B. Krankheit, Auslandsaufenthalt, fehlende Freistellung durch den Ar-
beitgeber) an der Meldung gehindert war, werden nicht in die Frist hinein 
gerechnet. 


c) Vorzeitige freiwillige Arbeitsuchendmeldung 


Eine vorzeitige freiwillige Arbeitsuchendmeldung oder Anzeige ist möglich. 
Insoweit kann die Meldung nach § 38 Abs. 1 SGB III bei entsprechender 
Kenntnisnahme auch vor der 3-Monats-Frist erfolgen. Dies kann zur Ver-
besserung der Eingliederungschancen in den Arbeitsmarkt beitragen. Ab 
dem Zeitpunkt der Meldung unterliegt die Kundin oder der Kunde auch allen 
gesetzlichen Pflichten, z. B. der Meldepflicht nach § 309 SGB III 
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5.5  Persönliche Meldung und Anzeige zur Fristwahrung 


Die persönliche Arbeitsuchendmeldung kann bei jeder Agentur für Arbeit 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden, unab-
hängig vom Hauptwohnsitz/ gewöhnlichen Aufenthalt der bzw. des Arbeit-
suchenden. 
 
Zur Wahrung der Fristen nach § 38 Abs. 1 SGB III reicht auch eine Anzeige. 
Diese kann telefonisch, schriftlich (auch E-Mail, Fax) oder online (www.ar-
beitsagentur.de) erfolgen. Die Anzeige muss Angaben zu persönlichen Da-
ten für eine Kontaktaufnahme sowie den Beendigungszeitpunkt des Ar-
beits- bzw. außerbetrieblichen Ausbildungsverhältnisses enthalten. Maß-
geblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der Fristwahrung ist der Eingang der 
Anzeige bei der Agentur für Arbeit.  
 
Voraussetzung für die Rechtswirksamkeit der Arbeitsuchendmeldung nach 
einer Anzeige ist jedoch, dass die persönliche Arbeitsuchendmeldung nach 
terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird (§ 38 Abs. 1 Satz 3 SGB III). 
Auf die Notwendigkeit, dass die persönliche Arbeitsuchendmeldung nach 
terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird (§ 38 Abs. 1 Satz 3 SGB III), 
werden die Kundinnen oder Kunden telefonisch und/ oder schriftlich hinge-
wiesen.  


5.6 Fachliche Standards 


Kundinnen oder Kunden sind zum Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige 
nach § 38 Abs. 1 Satz 3 SGB III in VerBIS als arbeitsuchend anzumelden. 
Bei Kundinnen oder Kunden, die sich per Online-Anzeige bzw. schriftlicher 
Anzeige arbeitsuchend melden und dabei nicht die notwendigen Daten zur 
Erfassung in VerBIS mitteilen, ist diese Meldung rückwirkend zu erfassen. 


5.6.1 Fachliche Standards bei der persönlichen Arbeitsuchend-
meldung  


Meldet sich die Kundin oder der Kunde nach § 38 Abs. 1 SGB III persönlich 
arbeitsuchend, sind die im Folgenden aufgeführten Schritte einzuleiten: 


 Das Kundenportal erfasst entsprechend den gültigen Gesprächsleit-
fäden die notwendigen Daten der/ des Arbeitsuchenden und klärt 
die Fragen zur Erreichbarkeit. 


 Kundinnen oder Kunden, die sich persönlich arbeitsuchend gemel-
det haben, erhalten entsprechend Weisung 201601014 – Weiterent-
wicklung des Vermittlungsprozesses (WeVerP) SGB III über den 
Sofortzugang mit Lotsenfunktion einen ersten Kontakt zur arbeit-
nehmerorientierten Vermittlungsfachkraft.  


 Sofern ein Sofortzugang nicht möglich ist, erhält die Kundin oder der 
Kunde ein terminiertes Erstgespräch. Die Einladung ist mit Rechts-
folgen nach § 309 SGB III i. V. m. § 159 Abs. 1 Nr. 6 SGB III zu 
versehen. Dies gilt auch für Folgegespräche (vgl. 4.1 d). 


 Kommt nach der persönlichen Arbeitsuchendmeldung eine Termin-
vereinbarung innerhalb der Aktionszeit aus wichtigem Grund (z.B. 
reguläre Arbeitstätigkeit, Erkrankung) nicht zustande, sind die 
Gründe zu dokumentieren. Eine Terminvereinbarung setzt immer 



http://www.arbeitsagentur.de/

http://www.arbeitsagentur.de/

https://www.baintranet.de/011/004/001/001/Seiten/Weisung-2016-01-VA-WeVerP.aspx

https://www.baintranet.de/011/004/001/001/Seiten/Weisung-2016-01-VA-WeVerP.aspx
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eine Absprache zwischen Kundin oder Kunde und Agentur für Arbeit 
für einen bestimmten Termin voraus.  


 Kundinnen oder Kunden, die sich noch nicht arbeitslos gemeldet ha-
ben, sind – sofern in der Aktionszeit kein Termin möglich ist - zum 
ersten Tag (mit Dienstbereitschaft der Agentur für Arbeit) nach dem 
Beschäftigungsende mit der „Belehrung für Kunden ohne abge-
schlossene EV/VA (nur für Erstgespräche)“ für Nichtleistungsemp-
fänger einzuladen. Erscheint die Kundin oder der Kunde zum Ter-
min am ersten Tag nach dem Beschäftigungsende nicht, erfolgt die 
Abmeldung. 


 Hat sich die Kundin oder der Kunde bereits arbeitslos gemeldet ist 
sie oder er spätestens zum ersten Tag (mit Dienstbereitschaft der 
Agentur für Arbeit) der Arbeitslosigkeit mit der Rechtsfolgenbeleh-
rung nach § 309 SGB III i. V. m. § 159 Abs. 1 Nr. 6 SGB III einzula-
den. Erscheint sie oder er zum Termin am ersten Tag der Arbeitslo-
sigkeit nicht, erfolgt eine 2. und ggf. 3. Einladung. Reagiert sie oder 
er nicht auf diese Einladungen, ist gleichzeitig mit der Entscheidung 
über das dritte Meldeversäumnis eine Stellungnahme zur Verfüg-
barkeit abzugeben (vgl. FW 138.6 Abs. 5) 
 


 In jedem Fall ist eine frühzeitige Terminvereinbarung noch in der 
Aktionszeit anzustreben.  


5.6.2 Fachliche Standards bei der telefonischen/ online-/ 
schriftlichen Anzeige zur Fristwahrung 


 


 Bei Kundinnen oder Kunden, die sich telefonisch gemeldet haben, 
erfasst das Kundenportal entsprechend den gültigen Gesprächs-
leitfäden die notwendigen Daten der/ des Arbeitsuchenden und 
klärt die Fragen zur Erreichbarkeit.  


 Online-Anzeigen oder schriftliche Anzeigen werden durch die 
Eingangszone bearbeitet oder bei Vorliegen einer Telefonnummer  
an das Service Center weitergeleitet (1001 – Arbeitsuchend- und 
Arbeitslosmeldung). Das Service Center überprüft entsprechend 
dem gültigen Gesprächsleitfaden (3.001b – Telefonische Arbeitsu-
chendmeldung (Outbound)) die Vollständigkeit der erforderlichen 
Daten. 


 


 Kundinnen oder Kunden, die  telefonisch, online oder schriftlich 
eine Anzeige zur Fristwahrung vorgenommen haben, erhalten einen 
Termin mit der „Belehrung nach telefonischer/ schriftlicher/ online 
Asu-Meldung“ 


 


 Erscheint die Kundin oder der Kunde ohne Angabe eines wichtigen 
Grundes nicht zu diesem Termin, wird sie oder er abgemeldet. 


 


 Kommt nach der Anzeige keine Terminvereinbarung innerhalb der 
gesamten Aktionszeit zustande, weil die Wahrnehmung von Termi-
nen aus einem wichtigen Grund nicht möglich ist oder die Kundin 
oder der Kunde den zugesandten Termin unter Angabe eines wich-
tigen Grundes nicht wahrnehmen kann, reicht es aus, wenn sie oder 



https://www.baintranet.de/002/007/001/002/Documents/Dokumente-2019/3001b-Telefonische-Arbeitsuchendmeldung-Outbound_2019.pdf

https://www.baintranet.de/002/007/001/002/Documents/Dokumente-2019/3001b-Telefonische-Arbeitsuchendmeldung-Outbound_2019.pdf
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er sich am ersten Tag (mit Dienstbereitschaft der Agentur für Arbeit) 
der Beschäftigungslosigkeit persönlich meldet. Die Kundin oder der 
Kunde erhält hierzu einen Termin mit der „Belehrung nach telefoni-
scher/ schriftlicher/ online Asu-Meldung“. 
 


 In jedem Fall ist ein frühzeitiger Termin noch in der Aktionszeit an-
zustreben. 


5.7 Pflichten für Arbeitsuchende in der Aktionszeit 


a) Mitteilungs-/Meldepflichten nach einer rechtswirksamen 
persönlichen Arbeitsuchendmeldung 


Sobald eine persönliche Arbeitsuchendmeldung erfolgt ist, unterliegen Ar-
beitsuchende nach § 38 Abs. 1 SGB III der Meldepflicht nach § 309 SGB 
III. 


 
Nach § 38 Abs. 1 Satz 6 i. V. m. § 310 SGB III haben Arbeitsuchende einen 
Umzug in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Agentur für Arbeit um-
gehend mitzuteilen.  


 
Eingetretene Arbeitsunfähigkeiten und deren Dauer sind unverzüglich an-
zuzeigen und spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages durch Vor-
lage einer ärztlichen Bescheinigung nachzuweisen (§ 38 Abs. 3 Satz 3 i. V. 
m. § 311 SGB III). 


b) Sperrzeiten bei versicherungswidrigem Verhalten in der Akti-
onszeit 


1. Sperrzeit bei verspäteter Arbeitsuchendmeldung 


Hat sich die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer nicht oder nicht fristge-
recht arbeitsuchend gemeldet, ohne dafür einen wichtigen Grund zu haben, 
tritt eine Sperrzeit mit einer Dauer von einer Woche ein, die mit Eintritt der 
Beschäftigungslosigkeit beginnt (§ 159 Abs. 1 Nr. 7, Abs. 6 SGB III). 


2. Sperrzeit bei Meldeversäumnis 


Arbeitsuchende nach § 38 Abs. 1 SGB III, die sich persönlich arbeitsuchend 
gemeldet haben, unterliegen der Meldepflicht nach § 309 SGB III. 
 
Liegt ein Meldeversäumnis vor, weil die Kundin oder der Kunde einen Ter-
min nicht wahrgenommen hat, ist ein neuer Termin zu vereinbaren und die 
Gründe für das Nichterscheinen sind zu ermitteln.  
Ist die Kundin oder der Kunde einer Meldeaufforderung trotz Belehrung 
über die Rechtsfolgen ohne wichtigen Grund nicht nachgekommen, tritt 
eine Sperrzeit mit einer Dauer von einer Woche ein, die mit dem Eintritt der 
Beschäftigungslosigkeit beginnt (§ 159 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. Abs. 6 SGB III). 
  
Die für die Beurteilung des wichtigen Grundes maßgebenden Tatsachen 
sind von der Kundin oder dem Kunden darzulegen und nachzuweisen, 
wenn diese in deren Sphäre oder Verantwortungsbereich liegen (§159 
Abs. 1 Satz 3 SGB III).  
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3. Sperrzeit bei Arbeitsablehnung 


Hat die oder der Arbeitsuchende ein zumutbares Stellenangebot trotz Be-
lehrung über die Rechtsfolgen abgelehnt, ohne dafür einen wichtigen Grund 
zu haben, tritt eine Sperrzeit ein, die mit Eintritt der Beschäftigungslosigkeit 
beginnt (§ 159 Abs. 1 Nr. 2 SGB III). Die Dauer der Sperrzeit bei Arbeitsab-
lehnung in der Aktionszeit (§ 159 Abs. 4 SGB III) kann je nach Fallgestal-
tung 3, 6 oder 12 Wochen betragen.  
Dabei ist zu beachten, dass nur jene Arbeitsangebote sperrzeitbegründend 
sind, bei denen der Beginn der Beschäftigung nach Eintritt der Arbeitslosig-
keit liegt. 


5.8 Abmeldung bei befristeten Zwischenbeschäftigungen mit 
bekanntem Ende 


a) Persönliche Abmeldung in Beschäftigung und weitere Ar-
beitsuchendführung 


Meldet sich die Kundin oder der Kunde zur Aufnahme einer befristeten Be-
schäftigung mit bekanntem Ende persönlich ab, ist sie bzw. er mit der Ab-
meldung der Meldepflicht nach § 38 Abs. 1 SGB III nachgekommen, wenn 
• die Beschäftigung bis zu 3 Monate befristet ist oder 
• die Befristung mehr als 3 Monate dauert und die Kundin oder der Kunde 


weiter arbeitsuchend geführt werden möchte. 
 
Die Kundin oder der Kunde wird weiterhin in vollem Umfang in die Integra-
tionsbemühungen einbezogen (dazu zählen regelmäßige Termine, das 
Vereinbaren von Aktivitäten zur Beendigung der Arbeitsuche sowie die Er-
stellung einer Eingliederungsvereinbarung). 


b) Telefonische/ schriftliche Abmeldung in Beschäftigung und 
weitere Arbeitsuchendführung 


Meldet sich die Kundin oder der Kunde zur Aufnahme einer Beschäftigung 
mit bekanntem Ende telefonisch oder schriftlich (z.B. mit Veränderungsmit-
teilung) ab und möchte weiterhin arbeitsuchend geführt werden, so liegt 
eine Anzeige zur Fristwahrung nach § 38 Abs. 1 S. 3 SGB III vor. Die Agen-
tur für Arbeit hat bereits durch diese Abmeldung Kenntnis vom Ende des 
Arbeitsverhältnisses erlangt. 
 
Eine Arbeitsuchendmeldung nach § 38 Abs. 1 SGB III wird jedoch erst mit 
der persönlichen Meldung nach terminlicher Vereinbarung rechtswirksam. 
Erfolgt die Abmeldung in ein Beschäftigungsverhältnis mit einer Dauer bis 
zu sechs Wochen, ist keine erneute Arbeitsuchendmeldung nach § 38 er-
forderlich, da die Arbeitslosmeldung nach § 141 Abs. 2 S. 1 SGB III nicht 
erlischt. 
  
Die Kundin oder der Kunde ist in geeigneter Form hierüber zu informieren. 
Die Information ist in der Kundenhistorie zu dokumentieren. 
 
Die Kundin oder der Kunde wird weiterhin in vollem Umfang in die Integra-
tionsbemühungen einbezogen (dazu zählen regelmäßige Termine, das 
Vereinbaren von Aktivitäten zur Beendigung der Arbeitsuche sowie die Er-
stellung einer Eingliederungsvereinbarung).  
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c) Persönliche/ telefonische/ schriftliche Abmeldung in Be-
schäftigung ohne weitere Arbeitsuchendführung 


Meldet sich die Kundin oder der Kunde zur Aufnahme einer über drei Mo-
nate befristeten Beschäftigung mit bekanntem Ende aus der Arbeitslosig-
keit ab und möchte nicht weiterhin arbeitsuchend geführt werden, liegt eine 
Anzeige zur Fristwahrung nach § 38 Abs. 1 S. 3 SGB III vor.  


 
Diese Anzeige gilt fort, sofern die Kundin oder der Kunde Änderungen an 
der Beschäftigungssituation, wie etwa eine Vertragsverlängerung oder ein 
Wechsel des Arbeitgebers, gegenüber der Agentur für Arbeit bekannt gibt 
und es sich weiterhin um ein Beschäftigungsverhältnis mit einem konkreten 
Enddatum handelt.  
Hiervon unberührt bleiben Änderungen an Beschäftigungsverhältnissen, 
welche bereits anderweitig zu einer Meldepflicht nach §38 (1) SGB III ge-
führt hätten. 
 
Da die Agentur für Arbeit bereits durch diese Abmeldung Kenntnis vom kon-
kreten Ende des befristeten Arbeitsverhältnisses erlangt, bringt die Kundin 
oder der Kunde damit konkludent zum Ausdruck, dass sie bzw. er ab 3 Mo-
nate vor Ende der neuen Beschäftigung eine Tätigkeit sucht, somit ab die-
sem Zeitpunkt als arbeitsuchend geführt und in die Vermittlungsbemühun-
gen einbezogen werden möchte.  


 
Damit der Eintritt von Arbeitslosigkeit nach Ende der befristeten Beschäfti-
gung vermieden werden kann, erhält die Kundin oder der Kunde 3 Monate 
und 14 Tage vor Eintritt der Arbeitslosigkeit das Informationsschreiben „§38 
Hinweis Terminierung befr. ARV“ (ID: 24862). Mit diesem Schreiben wird 
die Kundin oder der Kunde aufgefordert, sich innerhalb von 14 Tagen mit 
der Agentur für Arbeit zur Vereinbarung eines Termins in Verbindung zu 
setzen. 


Meldet sich die Kundin oder der Kunde aufgrund des Informationsschrei-
bens nicht innerhalb der festgesetzten Frist, ist davon auszugehen, dass 
sie bzw. er kein Interesse mehr an einer Arbeitsuchendmeldung hat. Eine 
Arbeitsuchendführung ab 3 Monate vor Ende der Beschäftigung erfolgt so-
mit in diesen Fällen nicht. Eine erneute Arbeitsuchendmeldung ist jederzeit 
möglich.  


Hat sich die Kundin oder der Kunde gemeldet, ist sie bzw. er durch die 
Agentur für Arbeit in vollem Umfang in die Integrationsbemühungen einzu-
beziehen (dazu zählen regelmäßige Termine, das Vereinbaren von Aktivi-
täten zur Beendigung der Arbeitsuche sowie die Erstellung einer Eingliede-
rungsvereinbarung). 


 





